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Von Guido Beermann, Präsident des DV

Gut zwei Monate nach der Bundestagswahl steht die 
neue Bundesregierung – ein wichtiges Signal politi-
scher Stabilität in krisenhaften Zeiten. Auch die neue 
Bundesbauministerin verkörpert diesen Kurs: Als frü-
here Unternehmerin und erfahrene Fraktionsvize für 
Bauen, Wohnen, Klima und Energie sowie Wirtschaft 
bringt sie Durchsetzungsstärke und den Blick für so-
ziale wie wirtschaftliche Zusammenhänge mit. Sie 
setzt klar auf mehr, schneller und günstiger gebau-
ten Wohnraum bei gleichzeitigem Mieterschutz, um 
Wohnkosten zu dämpfen und die Wohnungs- und Im-
mobilienwirtschaft zu stärken. Wichtig bleibt jedoch, 
auch Bestandsentwicklung und Stadtentwicklung 
stärker zu betonen.

Beschleunigtes und kostengünstiges Bauen im 
Fokus 

Zur Beschleunigung des Wohnungsbaus hat die Bun-
desregierung eine BauGB-Novelle angestoßen. Durch 
Sonderregelungen wie § 246 e, Ausnahmen für In-
nenbereiche und Befreiungen vom Bebauungsplan 
soll schneller Baurecht geschaffen werden – ohne 
aufwendige B-Plan-Verfahren. Kommt der „Bauturbo“, 
gewinnen informelle Planungen an Bedeutung, da sie 
Kommunen eine Grundlage für rechtssichere Entschei-
dungen bieten. Daher sollte auch das informelle Instru-
mentarium weiterentwickelt und das Bauplanungsrecht 
insgesamt vereinfacht gemacht werden.

Zur Kostensenkung will die schwarz-rote Koalition die 
Initiativen zur Vereinfachung des Bauordnungsrechts 
fortsetzen sowie weitergehende Maßnahmen zur 
Eindämmung kostentreibender Normung angehen. 
So soll der Gebäudetyp E zivilrechtlich abgesichert 
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Leitartikel: neue Legislatur

werden, indem ein Abweichen von anerkannten Regeln der 
Technik keinen Mangel mehr darstellt und eine gesetzliche 
Verknüpfung mit den technischen Baubestimmungen der 
Länder erfolgt. Hier können auch der „Förderstandard E“ in 
Schleswig-Holstein oder der Hamburg-Standard Vorbild sein.

CO2-Effizienz statt maximaler Energieeffizienz mit 
Stärkung des Quartiersansatzes

Zur Senkung von Baukosten hilft auch der Richtungswechsel 
bei der Dekarbonisierung: So soll die CO2-Vermeidung zur 
zentralen Steuerungsgröße werden. Zudem wird eine tech-
nologieoffenere, flexiblere und einfachere Ausgestaltung 
des Gebäudeenergiegesetz (GEG) angekündigt. Auch die 
Verzahnung von GEG und kommunaler Wärmeplanung 
soll vereinfacht werden. Hier gilt es zu beachten, dass 
sowohl Immobilien- als auch Energiewirtschaft mit ihren 
langfristigen Investitionszyklen einen verlässlichen Rahmen 
benötigen und außerdem die Leitplanken der EU-Gesetzge-
bung einzuhalten sind. Insofern ist das Ziel der neuen Bun-
desregierung zentral, bei der Umsetzung der Europäischen 
Gebäuderichtlinie (EPBD) alle Spielräume auszuschöpfen. 

Zu begrüßen ist das klare Bekenntnis zum Quartiersansatz. 
Dazu muss das KfW Programm „Energetische Stadtsanie-
rung“ weitergeführt und mit ausreichend Mitteln ausgestat-
tet werden. Neben der kommunalen Wärmeplanung sowie 
der der Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) 
und für effiziente Wärmenetze (BEW) braucht es ein kon-
kretes quartiersbezogenes Umsetzungsinstrument für die 
Wärmewende und Dekarbonisierung.

Bewährte Investitionsanreize stärken und neue 
Investitionsoffensiven starten

Die neue Bundesregierung plant neue Initiativen zur Inves-
titionsförderung im Wohnungsbau. Die EH-55-Neubauför-
derung soll vorübergehend reaktiviert werden, um Bau-
überhänge zu mobilisieren. Für die Wohneigentumsbildung  
von Familien sind steuerliche Erleichterungen, Bürgschaften 
und eigenkapitalersetzende Maßnahmen im Rahmen der 
„Starthilfe Wohneigentum“ vorgesehen. Auch im Mietwoh-
nungsbau soll die Eigenkapitalbasis gestärkt werden – un-
ter anderem durch einen Investitionsfonds aus öffentlichem 
und privatem Kapital. Zudem ist eine schrittweise Erhöhung 
der Mittel für Sozialwohnungen geplant. Bis auf die Auf-
stockung der Sozialen Wohnraumförderung findet sich im 
Koalitionsvertrag bislang nur eine Auflistung instrumenteller 

Elemente, die noch konkretisiert und auf ihre tatsächliche 
Umsetzbar- und Wirksamkeit sowohl für private Investoren 
als auch Wohnungsunternehmen geprüft werden müssen. 
Bedauerlich ist, dass Freibeträge bei der Grunderwerbsteu-
er für den Ersterwerb nicht mehr erwähnt werden. Es bleibt 
zu hoffen, dass der Bund im Zusammenhang mit den ange-
kündigten steuerlichen Erleichterungen hier gemeinsam mit 
den Ländern eine Lösung findet. Schließlich würde die Ent-
lastung bei den Erwerbsnebenkosten die Eigentumsbildung 
viel stärker unterstützen als komplexe staatliche Förderung.

Mieterschutz vor hohen Wohnkosten mit Leistungs-
fähigkeit der Vermietenden austarieren

Schließlich hat sich die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, 
bestehende Spannungsfelder zwischen bezahlbarem Woh-
nen und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Vermie-
tenden anzugehen. Die Mietpreisbremse soll zunächst um 
vier Jahre verlängert, gleichzeitig aber Alternativen in einer 
Expert:innengruppe erörtert werden, wie eine Harmonisie-
rung mietrechtlicher Vorschriften und die Präzisierung der 
Mietwucher-Vorschrift. Zudem will die Bundesregierung 
die Modernisierungsumlage so anpassen, dass einerseits 
wirtschaftliche Investitionen in den Wohnungsbestand an-
geregt werden und andererseits die Mietkosten für die Be-
wohnenden bezahlbar bleiben.

Bei der Stadtentwicklungspolitik noch Luft nach oben

Im Vergleich zu den Bereichen für Bauen und Wohnen 
sind die knappen Passagen zur Stadtentwicklung noch 
eher wenig ambitioniert. Zuversichtlich stimmt die geplan-
te schrittweise Verdopplung der Städtebauförderung mit 
Modellvorhaben. Doch wie bei der sozialen Wohnraum-
förderung bleibt unklar, ob und wie die Finanzierung gesi-
chert ist – besonders mit Blick auf die Mitfinanzierung der 
Länder. Bedenklich wäre, wenn vor dem Hintergrund der 
gewünschten Vereinfachung der Mehrwert vieler formel-
ler und informeller stadtentwicklungspolitischer Instrumen-
te infrage wird. Aus diesem Grund hoffen wir, dass eine 
Nichterwähnung vieler erfolgreicher Maßnahmen und In-
strumente der Stadtentwicklung, wie auch die Nationale 
Stadtentwicklungspolitik, bedeutet, dass diese mittlerweile 
etabliert sind und im Koalitionsvertrag deshalb nicht geson-
dert hervorgehoben werden mussten.

A	 Autor

Guido Beermann ist Präsident des Deutschen Verbands für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung.  
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Gemeinsam mit dem mit dem Bund Deutscher Architekten 
(BDA) veranstaltet der DV zum Bundeskongress Nationa-
le Stadtentwicklungspolitik am 16. September 2025 ein 
Fachforum zu gemeinwohlorientierten Transformationspro-
jekten in Stadt und Land. Vorgestellt werden Erkenntnisse 
und Beispiele der Vernetzungsinitiative „Gemeinsam für 
das Quartier“. Am 17. September 2025 organisiert der DV 
für das BMWSB eine Arena zum Mehrwert europäischer 
Zusammenarbeit für eine nachhaltige, gerechte und pro-
duktive Stadtentwicklung mit Beispielen aus den EU-Förder-
programmen URBACT und European Urban Initiative (EUI). 

Mehr Infos in Kürze hier: 

DV mit EU-Arena und Fachforum beim 
Bundeskongress Nationale Stadtentwick-
lungspolitik

Unsere diesjährige Jahrestagung widmet sich am 1. und 2. 
Oktober 2025 vor dem Hintergrund des Infrastrukturpakets 
des Bundes der Frage, wie städtische und regionale Infra-
strukturen nachhaltig erneuert, aufgewertet und geschaf-
fen werden können. Der Fokus wird auf einer integrierten 
Planung vielfältiger Infrastrukturvorhaben – von Mobilität, 
über Soziales und Kultur bis zu Energie - sowie innovativen 
Finanzierungsmodellen liegen.

Jahrestagung: Städtische und regionale 
Infrastruktur integriert entwickeln

Der DV hat sich mit zwei Beiträgen an aktuellen Konsulta-
tionen der EU-Kommission beteiligt: Im Deutsch-Österreichi-
schen URBAN-Netzwerk entstand ein Positionspapier zur 
Entwicklung einer „EU-Agenda für Städte aller Größenord-
nungen“. Ergänzend dazu hat die AG Europa einen Beitrag 
zur Konsultation für die Erarbeitung eines Europäischen Ak-
tionsplans für erschwinglichen Wohnraum erarbeitet, mit der 
die Kommission Maßnahmen zur Verbesserung der Wohn-
raumversorgung in Europa auf den Weg bringen will. 

Beide Papiere sind auf der DV-Website 
verfügbar: 

DV bringt sich ein in EU-Konsultationen zu 
Städteagenda und Wohnraumversorgung

Am 16. Oktober 2025 veranstaltet der DV gemeinsam mit 
BMWSB und BBSR in Brüssel einen Expert:innendialog in 
der Vertretung des Landes Nordrhein-Westfalen bei der 
EU. Im Mittelpunkt steht die Frage, wie die EU-Kohäsionspo-
litik künftig wirksamer zur integrierten Regionalentwicklung 
beitragen kann – mit Praxisbeispielen und Impulsen für die 
Förderperiode 2028–2035. 

Anmeldung:

Veranstaltung zur integrierten Regional-
entwicklung und EU-Kohäsionspolitik



4 aktuell   2/2025

Innenstadtkongress

Am 27. und 28. Mai 2025 fand in Essen der Innenstadt-
kongress „Zukunftsfähige Innenstädte und Zentren“ statt. 
Veranstaltet wurde der Kongress vom Bundesministerium für 
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) unter 
Mitwirkung des Beirats Innenstadt. Rund 400 Teilnehmende 
aus dem gesamten Bundesgebiet – darunter Vertreter:innen 
von Bund, Ländern und Kommunen, der kommunalen Spit-
zenverbände, der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft, 
des Handels, der Tourismusbranche, der Wissenschaft so-
wie aus Planung und Stadtgestaltung – kamen im Haus der 
Technik zusammen, um zentrale Fragen der Innenstadtent-
wicklung zu diskutieren.

Innenstadt als Begegnungsort

Ziel war es, aktuelle und strukturelle Herausforderungen 
wie auch Chancen für Innenstädte zu beleuchten, vonein-
ander zu lernen und den fachlichen Austausch zu fördern. 
Der DV organisierte die Veranstaltung als Begleitagentur 
zum Bundesprogramm „Zukunftsfähige Innenstädte und 
Zentren“ gemeinsam mit empirica, der Brandenburgische 
Technische Universität Cottbus – Senftenberg (BTU) und 
der Deutschen Stadt- und Grundstücksentwicklungsgesell-
schaft (DSK). Im Zentrum der Veranstaltung standen zahlrei-
che Impulse, Fachforen und Diskussionen, die sich mit den 
zentralen Fragen einer zukunftsfähigen Innenstadt ausein-
andersetzten. Dabei wurde deutlich: Die Innenstadt ist weit 
mehr als ein Ort für Handel und Konsum – sie ist Bühne des 
Lebens, ein Sehnsuchtsort, an dem Menschen sich begeg-
nen und gemeinsam Stadt erleben wollen.

Individuelle Ansätze, Kooperation und verlässliche 
Finanzierung

Ein zentrales Fazit des Kongresses war, dass es keine Pa-
tentlösungen für die Herausforderungen der Innenstädte 
gibt. Jede Kommune steht vor spezifischen Ausgangslagen, 
die passgenaue und individuell abgestimmte Lösungsstrate-
gien erfordern. Gleichzeitig ist deutlich geworden: Innen-
stadtentwicklung gelingt nur gemeinsam. Es braucht eine 
enge Kooperation und Verantwortungsteilung zwischen 
Kommunen, Planung, Wirtschaft, Handel, Gastronomie, 
Zivilgesellschaft und weiteren Akteuren. Neben engagier-
ten Menschen sind verlässliche finanzielle Ressourcen not-
wendig. Die Verdopplung der Städtebauförderung ist ein 
wichtiger Schritt, aber kein Endpunkt – vielmehr muss die 

Entwicklung der Innenstädte als Daueraufgabe auch jen-
seits von Förderkulissen verstanden werden, die eine konti-
nuierliche Finanzierung und starke politische Unterstützung 
erfordert. Innenstadtentwicklung sollte Chefsache sein – 
auf allen Ebenen.

Gemeinschaft fördern – nachhaltig gestalten

Ein besonderes Augenmerk muss auf der Förderung von Ge-
meinschaftsorten und lokalen Allianzen liegen. Denn für die 
nachhaltige und resiliente Entwicklung unserer Städte ist die 
Beteiligung der Stadtgesellschaft unabdingbar, auch um wie-
der einer ausgewogene und attraktive Nutzungsmischung – 
Wohnen, Arbeiten, Kultur, Freizeit, Bildung – zu erreichen. 
Eine lebendige, vielfältige Innenstadt entsteht durch Dialog, 
Vertrauen, eine Fehlertoleranzkultur und die Bereitschaft, 
Stadt als Labor zu begreifen. Nicht zuletzt wurde deutlich, 
dass Innenstädte neue Qualitäten brauchen: klimaresiliente 
Gestaltung, ressourcenschonende Bauweisen, attraktive Auf-
enthaltsräume sowie eine zukunftsfähige Verkehrsinfrastruktur 
und Mobilitätslösungen. Auch dem Leerstandsmanagement 
kommt eine wichtige Rolle zu. Neue Kooperationsstrukturen 
und kreative Konzepte sind gefragt, um innerstädtische Räu-
me wiederzubeleben.

Der Innenstadtkongress hat gezeigt: Es braucht Mut, Aus-
dauer und Zuversicht. Der Wandel braucht einen langen 
Atem – aber er ist gemeinsam möglich.

A	 Ansprechpartnerin

Kathrin Senner | k.senner@deutscher-verband.org

Innenstadtkongress „Zukunftsfähige Innenstädte und Zentren“ 

Innenstadtkongress | © Ravi Sejk, offenblende
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Gemeinsam für das Quartier

Auch die Präsentationsveranstaltung in Berlin der Vernet-
zungsinitiative „Gemeinsam für das Quartier“ am 24. Juni 
2025 befasste sich mit der Einbindung neuer Akteursgrup-
pen in die Transformation von Innenstädten. Präsentiert wur-
den gemeinwesenorientierte Ansätze in Zusammenarbeit 
unterschiedlicher Akteursgruppen, mit denen zentrale Lagen 
wiederbelebt, neue, attraktive Nutzungsmischungen erreicht 
und zukunftsfähige Konzepte für leerstehende Großimmobi-
lien wie ehemalige Kaufhäuser geschaffen werden.

Abschlussveranstaltung: Neue Akteure der Innen-
stadt & gemeinwesenorientierte Nachnutzung von 
Großimmobilien

Im Fokus der Veranstaltung stand zum einen erfolgverspre-
chende Strategien und Strukturen der Zusammenarbeit in 
Innenstädten zwischen Verwaltung, Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft. Gleichzeitig ging es um den Einbezug „neuer 
Akteure“, etwa von Kulturschaffenden, Bildungsakteuren, 
zivilgesellschaftlichen Initiativen oder der Kreativwirtschaft, 
da diese die Akzeptanz für Umgestaltungen fördern und 
Impulse für innovative Konzepte in den Innenstädten ge-
ben können. Zum anderen wurde der Frage nachgegan-
gen, wie innerstädtische Großimmobilien so nachgenutzt 
werden können, dass sie wirtschaftlich funktionieren, die 
umliegenden Quartiere attraktiver machen und mit einer 
gemeinwesenorientierten Nutzungsmischung zu einer neu-
en Identität und Gemeinschaft in der Innenstadt beitragen. 

Empfehlungen: Potentiale neue Akteure in der 
Innenstadt anerkennen

Flankierend zur Veranstaltung am 24. Juni 2025 hat die 
Vernetzungsinitiative zwei Dokumentationen mit Praxisbei-
spielen und Empfehlungen veröffentlicht. Die Empfehlungen 
„Zehn Erfolgsfaktoren für die langfristige Aktivierung neuer 
Akteursgruppen für die Transformation von Innenstädten“ 
richtet sich vornehmlich an Stadtverwaltungen und weitere 
kommunale Institutionen. Die darin enthaltenen Erfolgsfak-
toren geben Denkanstöße für den Aufbau von Strukturen 
und Formaten, die dazu beitragen, neue Stakeholder jen-
seits der „klassischen“ Innenstadtakteure noch besser in 
Transformationsprozesse der Innenstädte zu integrieren. 

Dazu gehört, dass die Potenziale neuer Akteursgruppen 
in einem ersten Schritt anerkannt und durch intermediäre 
Strukturen gebündelt, vertreten und aktiviert werden sollten. 
Daneben braucht es sichtbare Kooperationsprojekte, expe-
rimentelle Räume sowie langfristig gesicherte personelle 
und finanzielle Ressourcen. 

Individuelle Konzepte für tragfähige und gemein-
wesenorientierte Großimmobilien 

Das Dokument „Zehn Erfolgsfaktoren für die gemeinwesen-
orientierte Transformation von Großimmobilien“ empfiehlt 
gemeinwesenorientierte Immobilienentwicklungen stand-
ort- und akteursbezogen zu gestalten. Dazu gehört die 
Entwicklung individueller Eigentümer-, Betreiber-, Koopera-
tions-, Finanzierungs- und Geschäftsmodelle, die wirtschaft-
liche Tragfähigkeit mit Gemeinwohlorientierung verbinden. 
Experimentelle Zwischennutzungen sollen als Kernelemen-
te der Projektentwicklung etabliert und eng mit der Zentren-
strategie sowie der Quartiersaktivierung verzahnt werden. 
Entscheidungsprozesse sind zudem handlungsorientiert 
und transparent zu gestalten und Projektentwicklungen ko-
operativ umzusetzen. 

A	 Ansprechpartnerinnen

Lilian Krischer | l.krischer@deutscher-verband.org

Marie Preuß | m.preuss@deutscher-verband.org

Caro Antonia Wulf | c.wulf@deutscher-verband.org

Perspektiven für Innenstädte und Großimmobilien: Transforma--
tionen gemeinwesenorientiert und kooperativ gestalten
Präsentationsveranstaltung der Vernetzungsinitiative „Gemeinsam für das Quartier“

i	 Information

Die Abschlussbroschüren und Empfehlungs-
papiere zur Transformation von Innenstädten 
und Dritten Orten, wie Großimmobilien 
finden Sie hier:
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Generationenfrage Gemeinwohl | Urban-Netzwerk

Was braucht es, damit Wohnen wieder für alle leistbar und 
lebenswert wird? Dieser Frage widmete sich die dritte Sit-
zung unseres Dialogformats „Generationenfrage Gemein-
wohl“ am 12. Mai 2025, die der DV gemeinsam mit den 
Praxiskoordinator:innen Mona Gennies von der Montag 
Stiftung Urbane Räume und Dr. Paul Kowitz, KPC Berlin 
GmbH, organisiert. Diskutiert wurde mit Expert:innen aus 
Forschung, Praxis und Immobilienwirtschaft.

Im Fokus stand unter anderem die Neue Wohngemeinnüt-
zigkeit und ob diese zu mehr bezahlbarem Wohnraum bei-
tragen kann. Mathias Metzmacher vom BBSR und Robin 
Mohr des wohnbund e. V. machten deutlich: Steuerliche An-
reize allein reichen nicht aus. Investitionszuschüsse könnten 
in der laufenden Legislaturperiode entscheidende Impulse 
setzen. Allerdings ist die neue Wohngemeinnützigkeit für 
viele Akteure aus der Wohnungswirtschaft – jenseits bereits 
gemeinnütziger Organisationen – weniger attraktiv, da kei-
ne Gewinnausschüttungen erlaubt sind.

Auch im frei finanzierten Wohnungsbau zeigen sich vielsei-
tige gemeinwohlorientierte Ansätze. So berichteten Chris-
tian von Malottki der BPD Immobilienentwicklung GmbH 

und Gunnar Laufer-Stark der nestbau AG von neuen Mo-
dellen mit kleineren Wohnungseinheiten, gemeinschaftli-
chem Eigentum und alternativen Finanzierungsformen.

Klar wurde: Gemeinwohlorientiertes Wohnen ist ein kon-
kreter Gestaltungsauftrag. Es braucht politischen Willen zur 
strukturellen Umsetzung der neuen Instrumente, der inno-
vativen Marktansätze oder neuen Modelle der Eigentums-
bildung. Angesichts der Zins- und Baukostenentwicklungen 
wurde aber auch klar, dass gemeinwohlorientierte Organi-
sationen vor enormen Herausforderungen stehen, bezahl-
baren Neubau zu realisieren.

A	 Ansprechpartnerinnen

Lilian Krischer | l.krischer@deutscher-verband.org

Caro Antonia Wulf | c.wulf@deutscher-verband.org

Wohnen als Schlüssel zum Gemeinwohl: Neue Wege 
zwischen Markt, Staat und Gemeinschaft

i	 Information

Den ausführlichen Artikel von Dr. Paul 
Kowitz, Praxispartner der Dialogreihe 
„Generationenfrage Gemeinwohl“, 
zur dritten Sitzung finden Sie hier: 

Braunschweig war erstmals Gastgeberin der Tagung des 
Deutsch-Österreichischen URBAN-Netzwerks. Im Fokus der 
81. Netzwerktagung stand die Frage, wie EU-Fördermittel 
zur nachhaltigen Innenstadtentwicklung beitragen können.
Oberbürgermeister Dr. Thorsten Kornblum und Landesbe-
auftragte Dr. Ulrike Witt begrüßten die Teilnehmenden im 
ehemaligen Oberlandesgericht – ein Sinnbild für gelun-
gene Transformation durch privates Engagement. Braun-
schweig stellte seine Innenstadtstrategie vor, die auf den 
Landesprogrammen „Perspektive Innenstadt!“ und „Resilien-
te Innenstädte“ basiert und vor Ort sichtbare Impulse setzt. 
Impulse kamen auch aus anderen Städten: Wien verknüpft 
EU-Förderung mit Klimazielen, Regensburg belebt seine In-
nenstadt durch Europäische Förderung mit REACT-EU, Bie-
lefeld entwickelt ein neues City-Management-Modell und 
Königslutter am Elm setzt mit Stadtstipendien auf kreative 
Belebung. 

Am zweiten Tag richtete sich der Blick auf die europäische 
Ebene: Im Zentrum standen die Reform der EU-Kohäsions-
politik, neue Fördermöglichkeiten sowie die künftige Rolle 
der Städte in der EU-Agenda für nachhaltige Stadtentwick-
lung. Das Netzwerk nutzte die Gelegenheit, seine Position 
zu finalisieren und an die EU-Kommission weiterzugeben.

Der Austausch in Braunschweig machte deutlich: Eine resili-
ente Innenstadt entsteht durch gemeinsames Lernen, strategi-
sches Handeln und starke Netzwerke. Krönender Abschluss: 
Der Rat beschloss die Mitgliedschaft, sodass Braunschweig 
voraussichtlich als erste niedersächsische Stadt dem Deutsch-
Österreichischen URBAN-Netzwerk beitreten wird.

A	 Ansprechpartner:innen

Dr. Rene Peter Hohmann | r.hohmann@deutscher-verband.org

Linn Sophie Tramm | l.tramm@deutscher-verband.org

81. Tagung des Deutsch-Österreichischen URBAN-Netzwerks
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AG Wohnungswesen |  AG Energie & AG Europa

Am 11. Juni 2025 tagte die Arbeitsgruppe Wohnungswe-
sen hybrid. Im Fokus standen die wachsende Wohnkos-
tenbelastung, die Rolle von Subjekt- und Objektförderung 
sowie aktuelle Entwicklungen in der Mietenregulierung. Die 
AG knüpfte an frühere Diskussionen zur Sicherung bezahl-
barer Wohnkosten an – insbesondere durch Wohngeld 
und die Kosten der Unterkunft (KdU) im Zusammenspiel 
mit ortsüblicher Vergleichsmiete (OVM) und Fördermieten. 
Ziel ist eine Wohnkostenstruktur, die sowohl für Haushalte 
tragbar als auch für Anbieter wirtschaftlich realisierbar ist. 
Dabei unterscheiden sich Situation und Herausforderungen 
beim bezahlbaren Wohnen stark zwischen angespannten 
und entspannten Wohnungsmärkten. 

Ein zentrales Anliegen der AG ist es, die langfristig notwen-
digen Mittelvolumen für Subjektförderung, wie Wohngeld 
und KdU, und Objektförderung, wie dem sozialen Woh-
nungsbau, durch eine überschlägige Barwertschätzung 
vergleichbar zu machen. Nur so lässt sich bewerten, wie 

die eingesetzten Mittel effektiv wirken. Auch die Unterschie-
de in der Handhabung von KdU, OVM und Fördermieten 
wurden kritisch diskutiert. Deutlich wurde: Es braucht alle 
Instrumente; neben der Subjektförderung auch einen star-
ken sozialen Wohnungsbau, der für mehr Neubau zu güns-
tigen Mieten sorgt und langfristig Zugang zu bezahlbarem 
Wohnraum sichert. Im zweiten Schwerpunkt befasste sich 
die AG mit den Folgen verschärfter Mietenregulierungen. 
Besonders betroffen seien gemeinwohlorientierte Woh-
nungsunternehmen, die trotz hoher Bau-, Finanzierungs- 
und Betriebskosten in Neubau und Sanierung investieren 
und gleichzeitig bezahlbare Mieten sichern sollen. Ein 
häufig genanntes Investitionshemmnis ist der Mangel an 
Eigenkapital. Die AG plädierte daher klar: Mehr Inves-
titionen in bezahlbaren Wohnraum erfordern auch mehr 
Investitionsförderung.

A	 Ansprechpartnerin

Kathrin Senner | k.senner@deutscher-verband.org

AG Wohnungswesen: Umgang mit Herausforderungen der 
Wohnkostenbelastung 

Am 20. Mai 2025 fand eine gemeinsame Online-Sitzung 
der Arbeitsgruppen „Energie“ und „Europa“ statt. Im Fo-
kus standen dabei aktuelle EU-Initiativen zur Dekarboni-
sierung des Gebäudebestandes. Grundtenor war, dass 
die Dekarbonisierung nur gelingen kann, wenn die drei 
Ebenen – Europa, Mitgliedstaaten und Akteure vor Ort – 
erfolgreich miteinander verzahnt werden. Dafür müssen 
insbesondere Regulatorik und Förderpolitik aufeinander 
abgestimmt sein.

Bei der Sitzung wurde der EU-Rahmen für die Dekarbo-
nisierung des Gebäudebestandes vorgestellt. Nina Neu-
mann, Teamleiterin in der Generaldirektion Energie der 
Europäischen Kommission, erläuterte die zentralen rechtli-
chen und förderpolitischen Vorgaben der Kommission. Im 
Anschluss präsentierten Vertreter:innen von Kommunen, 
Energieversorgern und der Wohnungswirtschaft lokale 
Handlungsansätze. Jana Latschan, Klimaschutzmanagerin 
der Stadt Bergisch Gladbach, gab Einblicke in Aktivitäten 
ihrer Stadt zur Gebäudedekarbonisierung über die Wär-

meplanung und energetische Quartierssanierungsansätze 
durch das KfW-Programm „Energetische Stadtsanierung“. 
Stephan Segbers, Vertriebsvorstand der RheinEnergie AG, 
berichtete über die Rolle regionaler Energieversorger in 
der Wärmewende. Jens Hubald, Vorstandsvorsitzender 
der RWG Rathenower Wohnungsbaugenossenschaft eG, 
stellte Best Practices zum Aufbau eines Nahwärmenetzes 
durch die Wohnungswirtschaft vor. Abschließend skizzierte 
Christian Huttenloher, Generalsekretär des DV, die Mitwir-
kung des Verbands im Rahmen der kürzlich konstituierten 
EU-Partnerschaft zur Gebäudedekarbonisierung der EU-
Städteagenda und wichtige Ziele der neuen Partnerschaft.
Den Abschluss bildete die Diskussion über die praktische 
Umsetzung des EU-Rahmens in Deutschland mit Beiträgen 
von Dr. Alexander Renner, Referatsleiter im BMWE und Dr. 
Hans-Jörg Wagner, Unterabteilungsleiter im BMWSB.

A	 Ansprechpartner

Christian Huttenloher | c.huttenloher@deutscher-verband.org

Dr. Rene Peter Hohmann | r.hohmann@deutscher-verband.org

EU-Initiativen zur Dekarbonisierung des Gebäudebestandes 
Gemeinsame Sitzung der AG Energie und AG Europa



In eigener Sache

Neue Mitglieder

Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen 
Baden-Württemberg, 
vertreten durch Ministerialdirektor und Amtschef 
Dr. Christian Schneider 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, 
vertreten durch den Vorstand Jan-Paul Fietz 

Bundesverband Baustoffe – Steine und Erden e. V., 
vertreten durch Hauptgeschäftsführer Dr. Matthias 
Frederichs

Klaus-Peter Hesse, Einzelmitglied

Wir heißen unsere neuen Mitglieder herzlich willkommen 
und wünschen eine gute Zusammenarbeit!

Zum Ende Juni 2025 wird Prof. 
Dipl.-Ing. Elke Pahl-Weber den 
Vorsitz der Arbeitsgruppe Städ-
tebau/Raumordnung des DV 
niederlegen. Über viele Jahre hin-
weg prägte sie die Arbeit der AG 
mit großem Engagement, hoher 
fachlicher Kompetenz und weitrei-
chender Erfahrung. Insbesondere 
ihre fundierten Beiträge zu Fragen der Stadtplanung, Be-
standsentwicklung sowie der Erneuerung von Siedlungs-
strukturen haben die thematische Arbeit der AG entschei-
dend geprägt. In ihrer Funktion als Universitätsprofessorin 
am Institut für Stadt- und Regionalplanung der TU Berlin 
und als Innenstadtkoordinatorin der Freien und Hansestadt 
Hamburg setzte sie wichtige Impulse. Auch als geschätzter 
Gast im Vorstand trug sie nachhaltig zum fachlichen Diskurs 
bei. Für ihren langjährigen Einsatz und ihre inspirierende 
Leitung der AG danken wir Elke Pahl-Weber im Namen von 
Vorstand, Verbandsrat und allen Mitgliedern sehr herzlich.

Mit Freude können wir zugleich 
mitteilen, dass Dr. Frank Friesecke, 
Geschäftsführer der STEG Stadtent-
wicklung GmbH, in der Nachfolge 
den Vorsitz der AG übernimmt. 
Durch seine umfangreiche Erfah-
rung – unter anderem als Lehrbe-
auftragter an der Hochschule für 
Wirtschaft und Umwelt Nürtingen-

Geislingen im Studiengang Stadtplanung – und seine Tätig-
keit ist Frank Friesecke mit den zentralen Fragen des Städte-
baus sowie der Stadt- und Raumentwicklung bestens vertraut. 
Seine fachpolitische Expertise und sein strategischer Blick 
werden die AG-Arbeit in bewährter Weise weiterführen und 
neue Akzente setzen. Wir freuen uns auf die Zusammenar-
beit und einen erfolgreichen gemeinsamen Weg.

Übergabe des Vorsitzes der AG Städtebau/Raumordnung

Prof. Elke Pahl-Weber 
© Philipp Meuser

Dr. Frank Friesecke
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